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Einleitung zum Sonderheft „Digitaler Hass“ 
 
 

von Prof. Dr. Elisa Hoven* 
 
 
Seit fast drei Jahren forschen wir an der Universität 
Leipzig im Rahmen eines vom Bundesjustizministerium 
geförderten Projekts zu den Herausforderungen von digi-
talem Hass. Im ersten Projektjahr wurden verschiedene 
Studien durchgeführt, um Realitäten und Folgen von Hass 
im Netz beschreiben zu können.1 Auf Basis der empiri-
schen Erkenntnisse haben die Mitglieder2 der ExpertIn-
nengruppe „Digitaler Hass“ ein Jahr lang über die straf-
rechtliche Erfassung verschiedener Phänomene von digi-
talem Hass diskutiert.  
 
Gemeinsamer Ausgangspunkt der Überlegungen war zu-
nächst die Feststellung, dass Hass im Netz in den vergan-
genen Jahren zugenommen hat. Während im Jahr 2020 
noch 18 Prozent der Bürgerinnen und Bürger von digita-
lem Hass betroffen waren, stieg ihr Anteil im Jahr 2022 
auf 24 Prozent.3 Beobachtet wurde ferner, dass Herabwür-
digungen und Bedrohungen im digitalen Raum erhebliche 
Auswirkungen auf das Leben der Adressaten haben; Be-
fragte berichteten von psychischen Folgen wie Depressi-
onen oder Verfolgungsangst.4 Zugleich löst digitaler Hass 
„Silencing“-Effekte aus; 50 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger geben an, dass sie aus Sorge vor Hassreden einen 
Beitrag schon einmal bewusst vorsichtig formuliert oder 
ganz auf eine Veröffentlichung verzichtet haben.5 Die 
Verdrängung bestimmter Perspektiven und Erfahrungen 
aus dem Diskurs stellt eine nicht zu unterschätzende Be-
drohung für den freien gesellschaftlichen Meinungsaus-
tausch dar.6 
	
Während bis Anfang der 2000er-Jahre noch über eine teil-
weise Entkriminalisierung der §§ 185 ff. StGB nachge-
dacht wurde,7 muss das besondere Unrecht von Herab-
würdigungen im digitalen Raum heute die Frage aufwer-
fen, ob das Beleidigungsrecht grundsätzlich neu gedacht 
werden muss. Die ExpertInnengruppe hat diskutiert, wie  
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das Rechtsgut der §§ 185 ff. StGB zu definieren ist, und 
ob insbesondere auch die Meinungsfreiheit als Schutzgut 
der §§ 185 ff. StGB gelten soll.8 Einigkeit bestand darin, 
dass die beobachteten Silencing-Effekte jedenfalls krimi-
nalpolitisch von Bedeutung sind und bei der Formulierung 
von Strafrahmen, Qualifikationstatbeständen oder zumin-
dest auf Strafzumessungsebene (Valerius) mitgedacht 
werden müssen. 
 
In einem zweiten Schritt befasste sich die ExpertInnen-
gruppe mit verschiedenen Erscheinungsformen des digi-
talen Hasses. Festgestellt wurde, dass „Hate Storms“, also 
das massenhafte Auftreten von Herabwürdigungen, Be-
drohungen oder anderen Einschüchterungsversuchen, bis-
lang nur unzureichend durch das materielle Strafrecht ab-
gebildet werden. Hate Storms werden von den Betroffe-
nen als besonders invasiv erlebt; berichtet wird von Ge-
fühlen der Überwältigung und Handlungsunfähigkeit an-
gesichts der Vielzahl hasserfüllter Kommentare.9 Für den 
öffentlichen Diskurs sind Hate Storms nicht allein wegen 
ihrer einschüchternden Wirkung problematisch; sie wer-
den teilweise bewusst initiiert und koordiniert, um den 
Eindruck einer ablehnenden Mehrheit zu schaffen und 
dadurch die angegriffene Position zu delegitimieren. An-
gesichts der Folgen von Hate Storms sollte über einen ent-
sprechenden Qualifikationstatbestand und über eine bes-
sere Erfassung von Triggern – häufig bewusst verbreiteter 
Fake News – nachgedacht werden. 
 
Ein weiterer Fokus der Arbeit der Expertnnengruppe lag 
auf der strafrechtlichen Erfassung von gruppenbezogenen 
Beleidigungen. Studien zeigen, dass Herabwürdigungen 
mit Bezug zu einer (vermeintlichen) Gruppenzugehörig-
keit weit verbreitet sind;10 gehört eine Person einer margi-
nalisierten Gruppe an, so knüpfen Beleidigungen selbst 
dann regelmäßig  an  das  Merkmal  an, wenn es im  sachli- 
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chen Kontext keinen Belang hat (etwa die Behinderung 
einer Person im Zusammenhang mit einer Debatte zur Zu-
wanderung). Teils wurde zwar eine Qualifikation für 
Menschenwürdeverletzungen bevorzugt (Kubiciel/Groß-
mann, Beck/Nussbaum, Kusche), überwiegend bestand je-
doch die Auffassung, dass gruppenbezogene Beleidigun-
gen als Qualifikationstatbestand ausgestaltet werden soll-
ten. Kontrovers diskutiert wurde in der ExpertInnen-
gruppe allerdings, welche Gruppen vom Strafrecht in be-
sonderer Weise zu schützen sind. Während teilweise an 
die Entindividualisierung der Person durch die Gruppen-
zuschreibung angeknüpft wird (siehe Rostalski/Weiss), 
stellen andere das Recht auf Nichtdiskriminierung in den 
Vordergrund und fokussieren den besonderen strafrechtli-
chen Schutz daher auf marginalisierte Gruppen (siehe 
Schmidt/Witting).  
 
Im Kontext gruppenbezogener Herabwürdigungen wurde 
auch der Straftatbestand der Verhetzenden Beleidigung 
(§ 192a StGB) einer kritischen Würdigung unterzogen.11 
Überwiegend gingen die Mitglieder davon aus, dass die 
Vorschrift entgegen der Gesetzesbegründung keine Straf-
barkeitslücke zwischen den Beleidigungsdelikten und der 
Volksverhetzung schließt und daher zu streichen ist (Ros-
talski/Weiss, Schmidt/Witting). Da eine Aufhebung der 
Norm kriminalpolitisch nicht erfolgversprechend er-
scheint, wurde ein umfangreicher Reformvorschlag erar-
beitet, der nicht nur ein schlüssiges Gruppenschutzkon-
zept vorsieht, sondern auch die bestehenden dogmati-
schen Mängel beseitigt (Beck/Nussbaum). 
 
Den letzten Schwerpunkt der Diskussionen bildeten sexu-
albezogene Beleidigungen. Untersuchungen machen 
deutlich, dass Frauen zwar nicht häufiger Opfer von digi-
talem Hass werden als Männer, dass sich jedoch die erleb-
ten Inhalte unterscheiden. Sind Frauen Adressatinnen von 
digitalem Hass, wird regelmäßig an das Geschlecht der 
Betroffenen angeknüpft, Kommentare sind häufig sexis-
tisch, frauenfeindlich oder sexualbezogen.12 Die Fälle von 
Luisa Neubauer13 oder Sawsan Chebli14 sind prominente 
Beispiele für die verbreiteten Formen des sexualbezoge-
nen digitalen Hasses gegen Frauen.  
 
Beleidigungen mit Sexualbezug berühren neben der Ehre 
der Betroffenen zugleich ihr Recht auf sexuelle Selbstbe- 
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stimmung.  Sie beinhalten in der Regel zudem ein diskri- 
minierendes Element; sie treffen die Adressatin nicht nur 
als Individuum, sondern auch in ihrer Eigenschaft als 
Frau.15 Ob eine Qualifikation für sexualbezogene Beleidi-
gungen eingeführt werden sollte, oder ob das besondere 
Unrecht in einem Qualifikationstatbestand zum Gruppen-
schutz aufgeht, wurde unterschiedlich beantwortet. 
 
Eine weitere Herausforderung stellt die Einordnung von 
Äußerungen dar, in denen eine Person mit sexuellen An-
sinnen konfrontiert wird, oder die ein „Lob“ über die kör-
perlichen Attribute der Betroffenen enthalten. Nach über-
wiegender Ansicht der ExpertInnengruppe sind solche 
Äußerungen strafwürdig. Die Rechtsprechung ist jedoch 
bislang zurückhaltend: Sexuelle Ansinnen sollen nur „im 
Ausnahmefall“ eine beleidigende Herabsetzung der Per-
son enthalten, wenn „der Täter selbst das der betroffenen 
Person angesonnene Verhalten als verwerflich oder ehren-
rührig ansieht und durch die Äußerung zum Ausdruck 
bringen will, dass er dem Tatopfer eine entsprechende 
verachtenswerte Haltung zu Unrecht unterstellt“.16 Über-
zeugender erscheint demgegenüber die jüngere Recht-
sprechung des LG Frankfurt a.M. im Fall Neubauer. Das 
Gericht hatte eine strafbare Beleidigung darin gesehen, 
dass „die Klägerin zum bloßen Sexualobjekt reduziert und 
besonders schwer in ihrer Intimsphäre und ihrem sexuel-
len Selbstbestimmungsrecht verletzt“, „zum Objekt frau-
enverachtender und entwürdigender Anwürfe gemacht“ 
wurde.17 Angesichts der uneinheitlichen Rechtspre-
chungspraxis wurden Vorschläge entwickelt, um verbale 
sexuelle Belästigungen strafrechtlich zu sanktionieren 
(Eisele und Schmidt). 
 
Ziel der ExpertInnengruppe war es, offen über die gesell-
schaftlichen und kriminalpolitischen Herausforderungen 
des digitalen Hasses zu diskutieren. Aus den Gesprächen 
sind verschiedene Positionen und Regelungsvorschläge 
hervorgegangen, die in den Beiträgen dieses Sonderheftes 
vorgestellt werden. Ich bedanke mich ganz herzlich bei al-
len Mitgliedern der ExpertInnengruppe für den überaus 
inspirierenden Austausch. Die Sitzungen haben gezeigt, 
wie fruchtbar ein in der Sache kontroverser, aber in der 
Zusammenarbeit konstruktiver und kollegialer Austausch 
für die wissenschaftliche Debatte sein kann. 
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